
Vielfältige Formen der Propagierung des sowjetischen 
Rechts

In der Praxis haben sich vielfältige Formen der Pro­
pagierung der sowjetischen Rechtsnormen unter der 
Jugend entwickelt. Weit verbreitet sind Vorlesungen, 
Foren und Diskussionsabende mit Rechtswissenschaft­
lern, Mitarbeitern der Gerichte und der Staatsanwalt­
schaft. Auf ehrenamtlicher Basis werden in Kolchosen, 
Sowchosen, in Betrieben und auf Baustellen sowie bei 
großen Wohnungsverwaltungen Konsultationen organi­
siert. Es arbeiten über 1 300 Volksuniversitäten und 
Fakultäten für Rechtskenntnisse, unter deren Hörern 
es nicht wenige junge Menschen gibt. In zunehmendem 
Maße werden von der zentralen und der lokalen Presse 
sowie in den Fachzeitschriften theoretische und prak­
tische Fragen des sowjetischen Rechts erörtert und der 
Jugend Rechtskenntnisse vermittelt. In vielen Städten 
sind Fernseh- und Rundfunkuniversitäten für Rechts­
kenntnisse erfolgreich tätig.
Dennoch bleibt die Aufgabe aktuell, die Rechtserzie­
hung und Rechtspropaganda unter der Jugend zu ver­
stärken. Mehr noch, die Entwicklung der sowjetischen 
Gesellschaft macht eine grundlegende Verbesserung die­
ser Arbeit und die Beseitigung der bestehenden Män­
gel notwendig.

Rechtserziehung an Schulen und anderen 
Studieneinrichtungen

So werden gegenwärtig in den allgemeinbildenden 
Schulen, technischen Berufsschulen und Fachschulen im 
Fach „Gesellschaftskunde“ dem Studium der Probleme 
des sowjetischen Staates und des Rechts insgesamt nur 
sechs Stunden eingeräumt. Auch die fakultative Form 
des Studiums der „Grundlagen der sowjetischen Ge­
setzgebung“ durch die Schüler der oberen Klassen ist 
noch nicht weit verbreitet. Obwohl es sehr interessante 
Beispiele für diese Arbeit gibt, leidet sie insgesamt 
an wesentlichen Mängeln: Der Unterricht wird unre­
gelmäßig durchgeführt, die fakultativen Lehrveranstal­
tungen werden von den Jugendlichen schwach besucht, 
die Dozenten verfügen nicht über die erforderlichen 
methodischen Empfehlungen und Lehrmittel.
Zur Zeit erhalten die meisten Studenten an den nicht­
juristischen Hoch- und Fachschulen zu Rechtsproblemen 
noch keine systematische Darstellung des sowjetischen 
Rechts. In der Praxis sind außerdem Tendenzen einer 
Unterschätzung der Bedeutung des Rechts zu beobach­
ten, was sich insbesondere in einer Verringerung der 
Stundenzahl für den Unterricht in den juristischen Dis­
ziplinen ausdrückt. Eine Folge der Mängel, die bis 
jetzt bei der Rechtserziehung der Jugend, besonders 
der Studenten, bestanden, ist — wie die Untersuchungs­
ergebnisse von Rechtswissenschaftlern zeigen —, daß 
die jungen Menschen nur unklare Vorstellungen von 
der Rolle des Rechts im Leben der Gesellschaft sowie 
von den Normen des Arbeits-, Zivil-, Strafrechts und 
anderer Rechtszweige haben. Fehlende Rechtskennt­
nisse führen bei den Jugendlichen nicht selten zu einer 
falschen Bewertung von Lebenssituationen und zu für 
die Gesellschaft unerwünschten Handlungen.
Es ist deshalb notwendig, ernsthafte Maßnahmen zu 
einer verstärkten Rechtserziehung der Jugend zu er­
greifen. Eine solche Maßnahme könnte die Organisie­
rung eines eigenständigen juristischen „Allgemeinstu­
diums“ sein. Meines Erachtens muß dabei das Augen­
merk besonders auf die juristische Ausbildung der stu­
dierenden Jugend gerichtet sein, weil davon die ge­
samte weitere rechtspropagandistische Arbeit und die 
Rechtserziehung der Werktätigen abhängt.
Ungeachtet einer gewissen Belastung der Studierenden 
muß an allen Lehranstalten (an allgemeinbildenden

Schulen, technischen Berufsschulen, Fach- und Hoch­
schulen) das Studium einer besonderen juristischen Dis­
ziplin eingeführt werden. Bereits jetzt sind an einer 
Reihe von allgemeinbildenden Schulen und technischen 
Berufsschulen bestimmte positive Erfahrungen für die 
Vermittlung von Rechtskenntnissen gesammelt worden. 
So wird im Rahmen eines Experiments an Schulen in 
Moskau und in anderen Gebieten für die Schüler der 
achten Klassen ein Lehrgang „Die sowjetische Gesell­
schaft“ durchgeführt, der 35 Stunden umfaßt. Die dabei 
gesammelten Erfahrungen können auch bei der Ein­
führung einer juristischen Disziplin in die Pläne der 
Lehranstalten berücksichtigt werden.
Der obligatorische Unterricht in einer juristischen Dis­
ziplin, der durch einen zusätzlichen Komplex von Maß­
nahmen zur Rechtserziehung verstärkt wird, führt zu 
positiven Resultaten. So gibt es an den technischen Be­
rufsschulen des Charkower Gebiets einen 16 Stunden 
umfassenden juristischen Lehrgang, der eine gute 
Grundlage für die Rechtserziehung der Schüler ist. Der 
Lehrgang wird durch Vorlesungen, Foren, Vorträge, 
Diskussionsabende und Dispute zu moralisch-recht­
lichen Themen ergänzt. Dadurch wurde ein starker 
Rückgang der Anzahl der Rechtsverletzungen von 
Schülern der technischen Berufsschulen erreicht. 
Interessant ist auch ein anderes Beispiel aus der 
Rechtserziehung der Schüler im Charkower Gebiet. 
Hier werden auf Grund von Einweisungen der Kom­
missionen für Angelegenheiten Minderjähriger des 
Rayons an den technischen Berufsschulen Jungen und 
Mädchen aufgenommen, die bereits einmal zur Verant­
wortung gezogen, der Miliz vorgeführt oder bei den 
Jugendabteilungen der Miliz registriert werden muß­
ten. An einer technischen Berufsschule wurden solche 
Schüler in einer Gruppe zusammengefaßt. Durch mühe­
volle Kleinarbeit des Pädagogenkollektivs und aktive 
Hilfe der Juristen und der Komsomolorganisation er­
reichten alle Schüler das Schulziel und wurden tüch­
tige Arbeiter. Die Unterrichtung einer juristischen Dis­
ziplin in den technischen Berufsschulen kann also 
durchaus wertvolle Ergebnisse zeigen.
Das Kollegium des Staatlichen Komitees für technische 
Berufsausbildung beim Ministerrat der UdSSR und das 
Ministerium der Justiz der UdSSR messen der Rechts­
erziehung der Jugend große Bedeutung bei. Sie haben 
deshalb den gemeinsamen Beschluß „Über die Ver­
besserung des Studiums des sowjetischen Rechts an 
den Lehranstalten für technische Berufsausbildüng“ ge­
faßt. Der Beschluß sieht vor, im laufenden Lehrjahr an 
den technischen Berufsschulen und technischen Lehr­
anstalten einen obligatorischen Zyklus von Foren und 
vom Lehrjahr 1972/73 an den Unterricht für das Fach 
„Fragen des sowjetischen Rechts“ einzuführen.
Die Aufnahme juristischer Disziplinen in den Lehrplan 
der Schulen erfordert natürlich auch die Ausbildung 
entsprechender Lehrkräfte. Gegenwärtig ist die An­
zahl der Lehrkräfte, die den Schülern qualifiziert 
Rechtskenntnisse vermitteln können, noch sehr gering. 
Deshalb sollten Rechtswissenschaftler sowie Mitarbei­
ter der Gerichte und der anderen Justizeinrichtungen 
sowohl bei der Rechtserziehung der lernenden Jugend 
selbst als auch der juristischen Ausbildung der Lehrer 
wesentliche Hilfe leisten.

Das Bildungssystem des Komsomol für die Rechts­
erziehung der Jugend nutzen

Juristen (Wissenschaftler und Praktiker) sollten zur Er­
höhung der Rechtskunde der werktätigen Jugend auch 
die Möglichkeiten der politischen Bildung innerhalb 
des Komsomol besser nutzen. Inzwischen hat das Zen­
tralkomitee des Komsomol Änderungen und Ergänzün-
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